
auf historisch begründete Umstände als auch auf Fak­
toren zurückzuführen, die sich aus der jüngsten Ent­
wicklung Chinas ergeben.

1. Auf dem Gebiet des Rechts ist die historische Ent­
wicklung Chinas dadurch gekennzeichnet, daß es eine 
bürgerliche Rechtsentwicklung, ähnlich der in den 
europäischen Staaten, nicht gegeben hat. Bis zur Be­
freiung Chinas galt fast überall noch das feudale Ge­
wohnheitsrecht, das z. T. in- einem Gesetzbuch der 
Mandschu-Dynastie aus dem Jahre 1646 niedergelegt 
war. Die Rechtspflege war größtenteils in der Hand der 
Feudalherren und — in Zivilsachen — der Familien­
verbände und Gilden. Lediglich in den großen Handels­
städten und ihrer Umgebung gab es in den letzten 
Jahrzehnten vor der Befreiung (neben den dem Chi­
nesischen Reich von den imperialistischen Staaten auf­
gezwungenen ausländischen Gerichten für alle Rechts­
angelegenheiten, an denen Ausländer beteiligt waren) 
chinesische bürgerliche Gerichte, die im Interesse der 
Handelsbourgeoisie die im ersten Viertel des 20. Jahr­
hunderts auf einigen Rechtsgebieten — vor allem im 
Handelsrecht und Verfahrensrecht — erlassenen kapita­
listischen Gesetze anwandten: Eine bürgerliche Rechts­
tradition und Rechtsideologie waren daher kaum ent­
wickelt, ebensowenig eine Tradition, wegen ziviler 
Rechtsstreitigkeiten die staatliche Rechtsprechung in 
Anspruch zu nehmen.

2. Als weiterer historischer Faktor ist die ökonomische 
Lage zu erwähnen, In der sich die Massen der chinesi­
schen Bevölkerung seit Jahrtausenden befunden haben 
und die sich auch heute noch auswirkt. Abgesehen von 
einer dünnen Oberschicht — Feudalherren und Groß­
bauern auf dem Lande, Kaufleute, Unternehmer und 
Beamte in den Städten — haben die chinesischen 
Menschen von jeher in tiefem Elend gelebt. Insbeson­
dere in den unter feudalen und kapitalistischen Pro­
duktionsverhältnissen übervölkerten, ständig von 
Naturkatastrophen (Überschwemmungen — Dürre) 
heimgesuchten landwirtschaftlichen Gebieten ver­
hungerten alljährlich Millionen Menschen. In den land­
wirtschaftlichen Gebieten leben noch heute, trotz 
sprunghafter Industrialisierung und entsprechender 
Abwanderung, über 80 Prozent der Bevölkerung1.

Im Jahre 1058, in dem als Folge des „Großen Sprun­
ges nach vom“ eine Rekordernte eingebracht wurde, ist 
es zum ersten Male in der chinesischen Geschichte er­
reicht worden, daß die gesamte Bevölkerung aus­
reichende Ernährung erhalten hat; China hat den 
Hunger besiegt. Nichtsdestoweniger ist natürlich, wie 
auch der Beschluß des 6. Plenums des VIII. Parteitages 
der Kommunistischen Partei Chinas vom 10. Dezember 
1958 feststellte, der gegenwärtige Stand der Entwick­
lung der Produktivkräfte — und dementsprechend der 
Lebensstandard der Bevölkerung — noch nicht so hoch 
wie in den fortgeschrittenen industriellen Ländern. Ge­
messen an diesen Ländern lebt der chinesische Werk­
tätige anspruchslos; sein persönliches Vermögen hat in 
der Regel keinen erheblichen Umfang.

Auch in den sozialistischen ' Ländern Europas betrifft 
die Mehrzahl der vor die Gerichte gelangenden Sachen 
die Vermögensangelegenheiten der Bürger, also zivil- 
rechtliche Streitigkeiten. In einem Lande, in dem es 
keine „zivilprozessuale Tradition“ gibt und in dem das 
private Eigentum an den Produktionsmitteln nahezu 
beseitigt ist und die Bürger in der Regel auch kein er­
hebliches persönliches Vermögen besitzen, kann schon 
aus diesen ökonomischen Gründen die Zivilrechtspre­
chung keinen bedeutenden Umfang erreichen.

3. Zu einem ähnlichen Ergebnis führt die Betrachtung 
der historischen Entwicklung in Verbindung mit den 
Moralanschauungen der Werktätigen auf dem Gebiet 
der familienrechtlichen Streitigkeiten. Bis zur Befreiung 
basierte das chinesische Familienverhältnis auf der un­
umschränkten Autorität des Oberhauptes der. Groß­
familie; insbesondere Frauen und Kinder waren diesem 
bzw. dem Ehemann oder Vater absolut untergeben. 
Eine staatliche Rechtsprechung auf dem Gebiet des 
Familienrechts existierte nicht.

Wenn sich auch das alles mit der chinesischen Revo­
lution geändert hat, so haben doch eine Anzahl anderer
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teitages der Kommunistischen Partei Chinas vom 5. Mal 1958, 
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Faktoren, vor allem die stark ausgeprägten sozialisti­
schen Moralanschauungen der chinesischen Werktätigen, 
bewirkt, daß die Tradition, Familienstreitigkeiten nicht 
vor die staatlichen Gerichte zu bringen, auch nach der 
Befreiung im wesentlichen fortgesetzt worden ist. Ehe­
scheidungen waren in den ersten Jahren nach der Bei 
freiung verhältnismäßig häufig, als es darum ging, die 
feudalen Familienverhältnisse zu zerschlagen und Ehen 
zu beseititgen, die ohne gegenseitige Zuneigung der 
Partner durch die beiderseitigen Eltern beschlossen 
worden waren. Seitdem sich die volle Gleichberechtigung 
der Frau restlos durchgesetzt hat, sind dank der hohen 
Ehemoral der chinesischen Werktätigen Ehescheidungen 
wieder selten geworden.

4. Die historischen Bedingungen ihrer Entwicklung 
haben von alters her in den chinesischen Massen den 
Sinn für das Kollektiv besonders stark gefördert. Die 
für China charakteristischen Naturkatastrophen konn­
ten von dem einzelnen nicht bekämpft werden: selbst 
die für heutige Vorstellungen unzureichenden früheren 
Bewässerungsanlagen zur Bekämpfung der Dürre und 
Dammbauten zur Bekämpfung von Überschwemmungen 
erforderten die ständige gemeinsame Arbeit von großen 
Kollektiven. Daher war der arme chinesische Bauer 
niemals ein Individualist wie etwa der deutsche. Schon 
vor der Befreiung hat Mao Tse-tung darauf hinge­
wiesen, daß genossenschaftliche Zusammenschlüsse der 
Bauern „in der Art der Brigaden der gegenseitigen 
Arbeitshilfe“ als „Mittel, zu denen die Bauern1 Zuflucht 
nahmen, um die tragischen Bedingungen ihres Daseins 
zu erleichtern“, zur chinesischen Tradition gehören2. Es 
besteht kein Zweifel, daß die beispiellos schnelle Kol­
lektivierung der Landwirtschaft — erst in Form der 
Produktionsgenossenschaften, dann in Form der Volks­
kommunen — eine ihrer ideologischen Wurzeln in den 
jahrhundertelangen Erfahrungen der armen 'bäuerlichen 
Bevölkerung mit der Notwendigkeit und den Vorteilen 
der kollektiven Arbeit hat.

Wie nicht näher dargelegt zu werden braucht, haben 
die Erfahrungen beim Aufbau des Sozialismus und die 
politische Erziehung der Massen durch die Kommunisti­
sche Partei den für das Erstarken des Kollektivgeistes 
von vornherein günstigen Boden gewaltig befruchtet. 
Als Ergebnis ist festzustellen, daß heute das Kollektiv 
im sozialen Leben der Volksrepublik Ohina ein 
überaus starker Faktor ist: das Kollektiv, dem der 
chinesische Werktätige jeweils angehört — der Betrieb, 
die Arbeitsbrigade, das Bevölkerungskomitee, die 
Parteigruppe usw. —, übt auf seine Denkweise, sein 
Verhalten, seine Entschließungen einen entscheidenden 
Einfluß aus, und er ist der gesellschaftlichen Erziehung 
durch sein Kollektiv in weit größerem Maße zugänglich, 
als das etwa bei uns — wenigstens zur Zeit noch — der 
Fall ist.

Diese Bedeutung des Kollektivs aber hat tiefgehende 
Auswirkungen auf die Rechtsprechung und deren Rolle 
in der Gesellschaft. Sie zeigen sich einmal im Prozeß 
selbst, sie zeigen sich aber vor allem darin, daß un­
zählige Streitfälle gar nicht bis zum Gericht gelangen, 
sondern schon im Schoße des Kollektivs zur beider­
seitigen Zufriedenheit beigelegt werden. Besonders 
charakteristisch tritt das auf dem Gebiet der Arbeits­
rechtsverhältnisse in Erscheinung: wiederholte Er­
kundigungen bei Betrieben aller Größen — selbst bei 
Belegschaften von mehreren tausend Menschen — so­
wie entsprechende Informationen durch die Gerichte 
ergaben, daß Arbeitsstreitfälle niemals bis zu den Ge­
richten gelangen, obwohl deren Zuständigkeit theoretisch 
gegeben ist. Solche Streitfälle, die schon an'sich über­
aus selten sind, werden ausnahmslos von den betrieb­
lichen Schlichtungskomitees beigelegt, äußerstenfalls 
von der Parteileitung des Betriebes, deren Autorität 
auch die parteilosen Arbeiter bewußt anerkennen. Das 
Wesentliche dabei ist, daß das Vertrauen der Menschen 
in die höhere Einsicht des Kollektivs den Beteiligten 
stets die Überzeugung von der Richtigkeit der Kollek­
tiventscheidung vermittelt. Kein Arbeiter, so wurde 
wiederholt versichert, würde auf den Gedanken kom­
men, mit vermeintlichen Ansprüchen aus dem Arbeits­
rechtsverhältnis vor Gericht zu gehen.

2 Mao Tse-tung, „Uber die Koalitionsregierung“ in: Ausge­
wählte Schriften, Berlin 1956, Bd. 4, S. 386.
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